
 

  

S 14 R 1328/13

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Charterflug

Flugbegleiter/in
Statusanfrage
Statusfeststellungsverfahren
Steward/ess

Leitsätze Flugbegleiterinnen bei einem Flugdienst
im Anforderungsverkehr ohne feste
Abflugzeiten sind abhängig beschäftigt im
Sinne des § 7 Abs. 1 Sozialgesetzbuch
Viertes Buch (SGB IV).
Flugbegleiterinnen sind nicht mit Piloten
vergleichbar, weshalb sie nicht als
sogenannte „Freelancer“ selbständig
tätig sind.

Normenkette SGB IV § 7 Abs. 1
SGB IV § 7a Abs. 1 S. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 R 1328/13
Datum 13.05.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 5084/16
Datum 27.09.2019

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin und die Anschlussberufung der Beklagten gegen das
Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 13. Mai 2016 werden zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Berufungsverfahrens.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.
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Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die RechtmÃ¤Ã�igkeit einer Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in HÃ¶he von 86.437,51 EUR fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2008 bis 31.10.2011.

Die KlÃ¤gerin meint, dass die Beigeladenen zu 1) bis 7) in ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die
KlÃ¤gerin als "Chef de Cabine" (CdC) nicht versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt
gewesen seien, deshalb nicht der Beitragspflicht zu allen Zweigen der
Sozialversicherung unterlegen haben und keine SozialversicherungsbeitrÃ¤ge
nachzuentrichten seien. Die Beklagte ist der Auffassung, dass sie im Rahmen der
BetriebsprÃ¼fung bei der Berechnung der BeitrÃ¤ge die MehrfachbeschÃ¤ftigung
der Beigeladenen zu 4) nicht beachten muss und deshalb die Nachforderung nicht
zu reduzieren ist.

Die KlÃ¤gerin ist eine GmbH; sie firmierte zunÃ¤chst als GmbH & Co.KG und
entstand durch eine formwechselnde Umwandlung im Jahr 2018. Die KlÃ¤gerin
beschÃ¤ftigte im Schnitt etwas mehr als 220 Mitarbeiter. Neben der Wartung von
Kleinflugzeugen am Flughafen A-Stadt und dem Betrieb von vier
Ambulanzflugzeuge betreibt die KlÃ¤gerin einen Flugdienst im Anforderungsverkehr
ohne feste Abflugzeiten mit sechs Kleinflugzeugen mit einer Reichweite von bis zu
11.000 Kilometern und einer Zulassung von bis zu 19 Passagieren. Im Flugbereich
arbeiteten fÃ¼r die KlÃ¤gerin die sogenannten Operations (OPS). Dabei handelt es
sich um ein Team von Mitarbeitern der KlÃ¤gerin, die am Boden des
Heimatflughafens tÃ¤tig waren und FlugauftrÃ¤ge annahmen, EinsatzplÃ¤ne
erarbeiteten sowie Flugrechte klÃ¤rten. An den ZielflughÃ¤fen arbeitete die
KlÃ¤gerin zur Abwicklung der FlÃ¼ge mit Dienstleistern vor Ort, dem sogenannten
Handling, zusammen. Die Piloten arbeiteten als sog. Freelancer. Die KlÃ¤gerin
verfÃ¼gte Ã¼ber einen Pool von ServicekrÃ¤ften, den CdC, auf die sie
zurÃ¼ckgriff, wenn ein Kunde einen Flug mit Flugbegleitung gebucht hatte.

Die KlÃ¤gerin schloss mit den Beigeladenen zu 1) bis 7) nahezu inhaltsgleiche
VertrÃ¤ge Ã¼ber den Einsatz als CdC ab:

Nach der "Vereinbarungen Ã¼ber den Einsatz als Chef de Cabine (CdC)" steht die
CdC nach vorheriger Terminvereinbarung der KlÃ¤gerin freiberuflich zur Betreuung
von FluggÃ¤sten auf nationalen und internationalen FlÃ¼gen zur VerfÃ¼gung. Die
CdC ist nicht Besatzungsmitglied im Sinne von Luftverkehrsgesetz, untersteht aber
wÃ¤hrend der TÃ¤tigkeit der Verantwortlichkeit des KapitÃ¤ns, im Verhinderungsfall
dem First Officer. Die Aufgaben sind in der Arbeitsplatzbeschreibung geregelt, die
Bestandteil der Vereinbarung ist. Das Vorliegen und Fortbestehen einer
abgeschlossenen ZulÃ¤ssigkeitsÃ¼berprÃ¼fung gem. Â§ 7 Abs. 6
Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG) ist Voraussetzung fÃ¼r den Einsatz (Â§ 1
Vertragsgegenstand). Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und kann
mit einer Frist von einem Monat gekÃ¼ndigt werden (Â§ 2). Die VergÃ¼tung erfolgt
pro Einsatztag (z.B. 200 Euro zzgl. MwSt) bzw. pro Stand-by-Tag (z.B. 100 Euro zzgl.
MwSt). Spesen werden bei einem Einsatz gemÃ¤Ã� den jeweils gÃ¼ltigen
Reisekostenrichtlinien vergÃ¼tet und einsatzbedingt erforderliche
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Ã�bernachtungskosten Ã¼bernommen, ebenso dienstliche TelefongesprÃ¤che
gegen EinzelgesprÃ¤chsnachweis. FÃ¼r das "Proceeding" gilt zusÃ¤tzlich, dass die
CdC soweit mÃ¶glich mit dem Piloten proceeden werde. Falls dies nicht mÃ¶glich
ist, werden nach Genehmigung durch den Flugbetriebsleiter die Kosten fÃ¼r einen
Mietwagen Ã¼bernommen. Der Spesensatz wird gemÃ¤Ã� den gÃ¼ltigen
Reisekostenrichtlinien erstattet, anfallende Ã�bernachtungskosten trÃ¤gt die
KlÃ¤gerin. Weitere Auslagen sind vorab mit dem PIC (Pilot in command) oder OPS zu
klÃ¤ren. Die CdC stellt zu Beginn des Folgemonats eine Rechnung. Die
Vertragsparteien sind sich darÃ¼ber einig, dass kein ArbeitsverhÃ¤ltnis zustande
kommt (Â§ 3 Honorar). Die CdC ist fÃ¼r eine ordnungsgemÃ¤Ã�e und sorgfÃ¤ltige
AusfÃ¼hrung der AuftrÃ¤ge verantwortlich, insbesondere ist sie zur Einhaltung der
relevanten gesetzlichen Bestimmungen verpflichtet. Sie muss die erteilten
FlugauftrÃ¤ge hÃ¶chstpersÃ¶nlich ausfÃ¼hren und darf diese nicht an Dritte
delegieren (Â§ 4). Die CdC kann fÃ¼r andere Arbeitgeber tÃ¤tig sein; allerdings
bedarf die TÃ¤tigkeit fÃ¼r einen unmittelbaren Wettbewerber der KlÃ¤gerin der
vorherigen Zustimmung (Â§ 6). Die KlÃ¤gerin stellt der CdC eine Uniform nach der
Trageanweisung aus der Flugbetriebsordnung Nr. 001/00 zur VerfÃ¼gung.
Anforderungsberechtigte fÃ¼r EinsÃ¤tze sind Herr M., Herr D. und Herr M. (Â§ 7).

In der vorgelegten und fÃ¼r alle CdC gleichlautenden "Stellenbeschreibung" sind
die Stellenbezeichnung (CdC), der Bereich (Flugbetrieb), die Stellenbezeichnung des
direkten Vorgesetzten (Flugbetriebsleiter), die Personen von denen die CdC
zusÃ¤tzliche fachliche Anweisungen erhÃ¤lt (KapitÃ¤n, Ground Operations
Manager) und die Kurzdefinition (Betreuung der Passagiere) festgehalten. Die
Verantwortlichkeit der CdC umfasst die Ausstattung der Kabine (Kissen, Decken,
Blumen, Musik, Film, Zeitungen), die Sauberkeit der Kabine sowie die Ausstattung
der Galley mit Geschirr, GlÃ¤sern, AusrÃ¼stungsgegenstÃ¤nden. Oberste Aufgabe
ist die Sicherheit und das Wohlergehen der Passagiere der KlÃ¤gerin. Dazu
gehÃ¶ren folgende Aufgaben: "Absprache der Cateringbestellung mit Herrn M.,
Check-in 90 Minuten vor Abflug, Vorbereitung der Kabine fÃ¼r den Flug,
Entgegennahme und Ã�berprÃ¼fung des Caterings, BegrÃ¼Ã�ung der Passagiere,
Saftey-Briefing, Betreuung der Passagiere, Verbindung Cockpit/Passagiere,
Toilettenservice in Absprache mit PIC, Nachbestellung verbrauchter Sachen Ã¼ber
PIC bei Handling bzw. an Homebase bei Landung Ã¼ber Ground OPS, Meldung von
Defekten (Inventar/Kabinentechnik) an PIC, Vernichtung von nicht gebrauchtem
Catering (Entgegennahme fÃ¼r Privatgebrauch ist strikt untersagt), Vorreinigung
von Kabine und Galley." Die CdC verhÃ¤lt sich gegenÃ¼ber Passagieren
zuvorkommend, nicht aufdringlich. GesprÃ¤che Ã¼ber private Belange sind zu
unterlassen. Die Bekanntgabe der IdentitÃ¤t der Passagiere gegenÃ¼ber Dritten ist
auf das fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Aufgabe notwendige MindestmaÃ� zu
beschrÃ¤nken; Ã¼ber alle von den Passagieren erlangten Informationen ist
strengstes Stillschweigen zu bewahren. Die Kleidung sollte ordentlich und sauber,
dabei konservativ bis elegant sein (ADN-Uniform; Anm: ADN steht fÃ¼r Aero
Dienst). Die notwendige Qualifikation lautet: Ausbildung als Flugbegleiter/-in sowie
Erfahrung in vergleichbarer TÃ¤tigkeit, Safety- und Emergency-Training on Type.

Die "ErgÃ¤nzung zur Vereinbarung Ã¼ber den Einsatz als Chef de Cabine (CdC)"
ergÃ¤nzt Â§ 3 der Vereinbarung. Diese wurde jeweils mit den Beigeladenen zu 1)
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bis 7) abgeschlossen. Die VergÃ¼tung erfolgt pro Einsatztag mit 200 EUR zzgl.
MwSt, pro Stand-by-Tag zu Hause mit 75 EUR zzgl. MwSt, pro Stand-by-Tag mit
BÃ¼roeinsatz in A-Stadt oder B-Stadt mit 100 EUR zzgl. MwSt. Die VergÃ¼tung der
SÃ¤tze erfolgt gemÃ¤Ã� dem jeweils vereinbarten Einsatzplan, fÃ¼r den
Spesensatz bei Einsatz gelten die jeweils gÃ¼ltigen Reisekostenrichtlinien, die
Kosten fÃ¼r Ã�bernachtungen wÃ¤hrend eines Einsatzes werden soweit
einsatzbedingt erforderlich Ã¼bernommen und dienstliche TelefongesprÃ¤che
werden gegen EinzelgesprÃ¤chsnachweis vergÃ¼tet. ErgÃ¤nzend wird fÃ¼r das
Proceeding geregelt, dass neben den Kosten fÃ¼r einen Mietwagen auch eine
Bahnfahrkarte oder ein Flugticket Ã¼bernommen werden. Weiter stellt die
KlÃ¤gerin der CdC monatlich einen Betrag von 1000 EUR zur VerfÃ¼gung. Dieser
Betrag wird treuhÃ¤nderisch fÃ¼r Cateringkosten und andere in diesem
Zusammenhang entstehende auftragsbedingte Auslagen, die die KlÃ¤gerin zu
tragen hÃ¤tte, verwendet. Zu Beginn des Folgemonats erstellt die CdC eine
gesonderte Rechnung Ã¼ber Cateringkosten und sonstige auftragsbedingte
Auslagen. Ã�bersteigen die Auslagen den Betrag von 1000 EUR, so wird der
Fehlbetrag im Folgemonat ausbezahlt; sind die Auslagen geringer als 1000 EUR, so
wird der Restbetrag von dem im Folgemonat zu erbringenden Betrag abgezogen.

Die 1980 geborene Beigeladene zu 1) war im Hauptberuf "Promotionsstudentin".
Vertragsbeginn war der 01.11.2008. FÃ¼r weitere Auftraggeber war sie nicht
tÃ¤tig.

Die 1958 geborene Beigeladene zu 2), die 1979 ihre Ausbildung zur Flugbegleiterin
absolvierte, hatte ein Gewerbe "Abhalten von ErnÃ¤hrungstreffen sowie Verkauf
von abgepackten Lebensmitteln, BÃ¼chern, KÃ¼chenzubehÃ¶r" angemeldet. Sie
war Filialleiterin bei "B. ". Der Vertrag mit der KlÃ¤gerin datierte vom 15.04.2008,
die Stellenbeschreibung wurde am 06.05.2008 unterschrieben. Die
ErgÃ¤nzungsvereinbarung datiert vom 08.10.2009. Der Vertrag enthÃ¤lt
abweichend von den Ã¼brigen VertrÃ¤gen eine ErgÃ¤nzung, wonach fÃ¼r
Dispositions- und OrganisationstÃ¤tigkeiten bezÃ¼glich Vorbereitung der
EinsÃ¤tze, Bevorratung Catering GegenstÃ¤nde einschlieÃ�lich Geschirr,
HandtÃ¼cher, BettwÃ¤sche etc. eine VergÃ¼tung von 15 EUR zzgl. MwSt. pro
Stunde gezahlt wird. Weitere Auftraggeber hatte sie nicht. Der
Einnahme-/Ã�berschussrechnung fÃ¼r 2007 ist zu entnehmen, dass die
Beigeladene zu 2) 1309 EUR aus "Praxiseinnahmen" und 2420 EUR aus der
TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin erzielte.

Die 1977 geborene Beigeladene zu 3) verfÃ¼gte seit November 2008 Ã¼ber eine
Gewerbeanmeldung als "Flugbegleiterin". Der Vertrag begann am 13.10.2008.
Neben der TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin arbeitete sie auch fÃ¼r T. / J. und B. GmbH.

Die 1957 geborene Beigeladene zu 4), die 1984 eine Ausbildung zur Flugbegleiterin
absolvierte, hatte ein Gewerbe "Vermittlung von Versicherungen" angemeldet. Sie
war bei der L. / C. seit 1984 als Stewardess beschÃ¤ftigt. Seit 1997 arbeitete sie zu
50% bei der L., d.h. sie flog einen Monat in Vollzeit und pausierte einen Monat. In
den "freien Monaten" war sie fÃ¼r die KlÃ¤gerin tÃ¤tig. Die Vereinbarung mit der
KlÃ¤gerin datiert vom 15.04.2008, die ErgÃ¤nzungsvereinbarung vom 08.10.2009.
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Die 1968 geborene Beigeladene zu 5) war fÃ¼r die KlÃ¤gerin insgesamt nur fÃ¼nf
Mal im Einsatz. Der Vertrag galt ab dem 01.02.2009 und datierte vom 28.01.2009.

Die 1948 geborene Beigeladene zu 6) war fÃ¼r die KlÃ¤gerin nach der
Vereinbarung vom 15.04.2008 tÃ¤tig. Es wurde folgende ergÃ¤nzende Regelung
getroffen: Soweit bei EinsÃ¤tzen mit 1 bis 3 Tagen geplanter Dauer ein Proceeding
erforderlich ist, betrÃ¤gt die VergÃ¼tung fÃ¼r das Proceeding 100 EUR pauschal
zzgl. MwSt. FÃ¼r EinsÃ¤tze mit 4 und mehr Tagen erfolgt keine Proceeding
VergÃ¼tung. Die ErgÃ¤nzungsvereinbarung datiert vom 08.10.2009. Zudem war
die Beigeladene zu 6) sporadisch fÃ¼r die S. GmbH B-Stadt, Schweiz, im Einsatz.
Dabei Ã¼bte sie fÃ¼r die Schweizer Firma keine TÃ¤tigkeit an Bord eines H.
Schiffes aus, sondern sie begleitete die Kreuzfahrt-Passagiere von Deutschland aus
zum Schiff. Gegebenenfalls betreute sie auch die RÃ¼ckreise der Passagiere vom
Schiff nach Deutschland. Die TÃ¤tigkeit fÃ¼r H. und die KlÃ¤gerin war etwa
Ã¤hnlich verteilt. Mehr als 12 bis 15 Tage pro Monat war sie insgesamt nicht
unterwegs. Die Ã¼brige Zeit verbrachte sie zu Hause und wartete auf einen
Auftrag.

Die 1975 geborene Beigeladene zu 7) verfÃ¼gte Ã¼ber eine Gewerbeanmeldung
als "Flugbegleiterin". Der Vertrag datiert vom 01.04.2009, die
ErgÃ¤nzungsvereinbarung vom 08.10.2009. Weiter war sie fÃ¼r D., M., im Einsatz.

Bei der Vergabe und der DurchfÃ¼hrung der EinsÃ¤tze, die fÃ¼r alle CdC im
Wesentlichen gleich abgewickelt wurden, kam es der KlÃ¤gerin darauf an, ihrem
Kunden den Flug und bei Wunsch eine dazugehÃ¶rige Servicekraft anzubieten. Die
OPS der KlÃ¤gerin waren fÃ¼r die Abwicklung und Organisation der FlÃ¼ge
inklusive Flugplan, Handling, Kundenkontakt zustÃ¤ndig. Wenn ein Kunde der
KlÃ¤gerin bei einem Auftrag eine Servicekraft fÃ¼r den Flug buchte, kontaktierte
ein Mitarbeiter von OPS eine CdC per E-Mail oder telefonisch. Dem Mitarbeiter der
KlÃ¤gerin war teilweise bekannt, welche CdC wann verfÃ¼gbar war (z.B. nur am
Wochenende, nur in ungeraden Monaten); im Ã�brigen versuchte er die CdC
gleichmÃ¤Ã�ig einzusetzen. Der CdC wurde zunÃ¤chst der zeitliche Umfang
(Flugdatum) angegeben, soweit bekannt auch schon Details. Die geplante
Einsatzdauer, die den CdC bei Auftragsannahme bekannt war, variierte stark von
manchmal drei Stunden, bis zehn Stunden oder auch mehrtÃ¤tig. Bei Ã�nderungen
kontaktierte OPS die CdC abermals. FÃ¼hrte eine Ã�nderung zu einer gravierenden
Abweichung, konnte die CdC den Einsatz absagen. Ein Ersatz wurde von OPS
gesucht. In einer finalen E-Mail teilte OPS Abflugzeit, RÃ¼ckflugzeit (soweit
bekannt), Passagiere, Piloten, Hotel, KundenwÃ¼nsche und Angabe, wer das
Handling (ein von der KlÃ¤gerin zu gebuchter Dienstleister) am Zielflughafen
Ã¼bernimmt, mit. Hotelkosten wurden teilweise direkt von der KlÃ¤gerin gezahlt,
andernfalls erstattet. Die Vorlieben des sehr kleinen Kundenkreises waren der
KlÃ¤gerin bekannt und wurden von der KlÃ¤gerin an die CdC weitergegeben; bei
einer erstmals fÃ¼r die KlÃ¤gerin tÃ¤tigen CdC gab es eine Einweisung, ebenso
wurden bei Neukunden Vorlieben/Allergien etc. abgefragt und an die CdC
weitergegeben. Bei erfahrenen CdC wurde die Cateringbestellung nicht mit dem
Mitarbeiter der KlÃ¤gerin abgesprochen. Die CdC gab die Cateringbestellung auf
Kosten/Rechnung der KlÃ¤gerin auf. In A-Stadt gab es dafÃ¼r zwei Caterer auf die
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die CdC zurÃ¼ckgreifen konnten; ein Caterer wurde von den OPS empfohlen. Falls
erforderlich kaufte die CdC ebenfalls auf Kosten/Rechnung der KlÃ¤gerin weitere
Bedarfe (Blumen, Zeitungen) ein. Die CdC sollte, wenn mÃ¶glich gemeinsam mit
der restlichen Crew proceeden. Wurde ein Mietwagen (hierfÃ¼r gab es einen
Rahmenvertrag der KlÃ¤gerin mit einer Autovermietung), eine Bahnfahrkarte oder
ein Flugticket benÃ¶tigt, um anzureisen, erfolgte die Genehmigung durch den
Flugbetriebsleiter der KlÃ¤gerin. WÃ¤hrend der DurchfÃ¼hrung des Fluges
Ã¼bernahmen und gestalteten die CdC den Service an Bord. Bei Zwischenstopps
reinigte die CdC die Kabine und kÃ¼mmerte sich, wenn notwendig, um die
Auffrischung des Caterings. Bei einer negativen RÃ¼ckmeldung eines Kunden
suchte ein Mitarbeiter von OPS das GesprÃ¤ch mit der Servicekraft und versuchte
eine LÃ¶sung zu finden. In einem Fall wurde die Zusammenarbeit in diesem
Zusammenhang beendet.

Die CdC mussten einen Ausweis beim Flughafen beantragen, um in den
Sicherheitsbereich zu gelangen. HierfÃ¼r bestÃ¤tigte die KlÃ¤gerin die TÃ¤tigkeit
der CdC. Zudem verfÃ¼gten die CdC Ã¼ber einen Dienstausweis, einen
sogenannten Crew-Ausweis von der KlÃ¤gerin. Dieser war notwendig, damit die CdC
nicht die normalen Sicherheitskontrollen am Flughafen passieren mussten. Des
Weiteren benÃ¶tigten die CdC regelmÃ¤Ã�ig eine ZuverlÃ¤ssigkeitsprÃ¼fung nach 
Â§ 7 Abs. 6 LuftSiG. Die KlÃ¤gerin ist gesetzlich verpflichtet sich eine
Flugbetriebsordnung zu geben; darin war die Dienstkleidung der CdC, die von der
KlÃ¤gerin kostenlos zur VerfÃ¼gung gestellt wurde, festgelegt.

Die Beigeladenen zu 1) bis 7) stellten der KlÃ¤gerin Rechnungen. Die Beigeladenen
zu 1), 2), 4) und 6) benutzten dafÃ¼r ein Rechnungsformular der KlÃ¤gerin. Den
Rechnungen ist die Reiseroute bzw. der Zielort, das Datum bzw. der Monat, ob es
sich um einen Flugeinsatz oder Standby handelte, zu entnehmen. Weiter finden sich
folgende Positionen auf einzelnen Rechnungen: BewerbungsgesprÃ¤ch und Anprobe
der Uniform und Einweisung mit 67,50 EUR (privat PKW), 12,26 EUR fÃ¼r Ausweis,
VisaantragsgebÃ¼hr 89,08 EUR, Proceeding mit Air Berlin 30 EUR, Training Chef de
Cabine mit Frau H. (Beigeladene zu 6)) 100 EUR, Fahrtkosten fÃ¼r
Vorstellungstermin/ Anprobe/ Uniform/ Training. Auf einer Rechnung wurde die von
der CdC veranschlagte Trennungszulage gekÃ¼rzt. Bei der Abrechnung fand die
Dienstreiserichtlinie der KlÃ¤gerin Anwendung.

Aufgrund eines Hinweises des Finanzamts I-Stadt am 23.11.2010 fÃ¼hrte das
Hauptzollamt am 17.03.2011 eine PrÃ¼fung gem. Â§ 2 Gesetz zur BekÃ¤mpfung
der Schwarzarbeit und illegalen BeschÃ¤ftigung (SchwarzArbG) zur PrÃ¼fung des
Status sogenannter Flugbegleiterinnen durch. Nachdem das Hauptzollamt die
Beklagte um DurchfÃ¼hrung eines Verfahrens zur KlÃ¤rung des Status der
Flugbegleiterinnen gebeten hatte, wertete diese die vom Hauptzollamt vorgelegten
Ermittlungsunterlagen (VertrÃ¤ge, Stellenbeschreibungen, FragebÃ¶gen der
Flugbegleiterinnen, Protokolle Ã¼ber Zeugenvernehmungen der Beigeladenen zu 2)
und 4)) aus.

Nach AnhÃ¶rung am 27.11.2012 forderte die Beklagte mit Bescheid vom
05.04.2013 in der Gestalt des Widerspruchbescheids vom 18.11.2013 von der
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KlÃ¤gerin BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung inklusive SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in HÃ¶he
von insgesamt 119.657,26 EUR (davon SÃ¤umniszuschlÃ¤ge 31.554,06 EUR) fÃ¼r
die Zeit vom 01.01.2007 bis 31.10.2011. Mit der Ã�bernahme des Auftrags hÃ¤tten
sich die Flugbegleiterinnen hinsichtlich Arbeitszeit und Arbeitsort in das
Unternehmen der KlÃ¤gerin integriert. Der Arbeitsbereich sei detailliert beschrieben
gewesen und Vertragsbestandteil geworden. Nach der Einweisung durch die
KlÃ¤gerin hÃ¤tten sich die Aufgaben aus der Natur der Sache ergeben und hÃ¤tten
keiner weiteren Weisungen bedurft. Ã�bernachtungskosten, Fahrkosten,
Reisespesen und sonstige Auslagen einschlieÃ�lich der Berufskleidung seien von
der KlÃ¤gerin getragen worden. Die Bezahlung nach den tatsÃ¤chlich absolvierten
FlugeinsÃ¤tzen sowie Stand-by-Tagen belege, dass keinerlei Unternehmerrisiko
gegeben gewesen sei. SÃ¤mtliche Auslagen seien erstattet und sogar ein Vorschuss
geleistet worden. Die Pflicht zur hÃ¶chstpersÃ¶nlichen Leistungserbringung spreche
ebenfalls fÃ¼r das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung. GrundsÃ¤tzlich
dÃ¼rften die Flugbegleiterinnen zwar fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig sein,
allerdings habe bei unmittelbaren Konkurrenten die Pflicht bestanden, vorab bei der
KlÃ¤gerin eine Genehmigung einzuholen. Es werde nicht verkannt, dass die
AuftrÃ¤ge nach Vereinbarung ausgefÃ¼hrt worden seien. Dies sei jedoch auch das
typische Merkmal vieler AushilfsbeschÃ¤ftigungen auf Abruf (z.B. Servicepersonal
im Gastronomiebereich je nach Kundenfrequenz oder Veranstaltungen) und kein
zwingendes Indiz fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Die nachgeforderten
BeitrÃ¤ge wurden von der KlÃ¤gerin gezahlt.

Am 17.12.2013 erhob die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg. Sie
machte geltend, dass die Flugbegleiterinnen hinsichtlich der Art der AusfÃ¼hrung
ihrer TÃ¤tigkeit vollkommen weisungsfrei gewesen seien. Bei LinienflÃ¼gen sei
alles bis ins kleinste Detail vorgegeben. Nur bei Sicherheitsfragen sei den
Pilotenanweisungen Folge zu leisten gewesen, was eine luftrechtliche Notwendigkeit
sei. Zwar seien bei der Verpflegung der Passagiere gewisse Standards einzuhalten,
jedoch seien die Flugbegleiterinnen vÃ¶llig frei im Rahmen der individuellen
Gestaltung des Fluges und PrÃ¤sentation. Dass die Flugbegleiterinnen eine gewisse
Zeit vor dem Abflug am Flughafen sein mÃ¼ssten, sei wiederum nur die
unschÃ¤dliche Festlegung gewisser Eckpunkte, um den reibungslosen Flug
sicherstellen zu kÃ¶nnen. Es gebe auch keine vereinbarte Mindestdauer der
TÃ¤tigkeit, es werde keine stÃ¤ndige Dienstbereitschaft erwartet, und die
Flugbegleiter seien vÃ¶llig autonom in ihrer Entscheidung, ob sie einen einzelnen
Auftrag annÃ¤hmen oder nicht. Die Flugbegleiterinnen seien auch nicht in den
Betrieb der KlÃ¤gerin eingegliedert gewesen. Auch mÃ¼ssten sie die jeweiligen
AuftrÃ¤ge nicht hÃ¶chstpersÃ¶nlich erbringen. Es sei vÃ¶llig unproblematisch,
Dienste zu tauschen, wobei lediglich eine Abstimmung zwischen den
Flugbegleiterinnen erfolge und noch nicht einmal eine Informationsmail an die
KlÃ¤gerin Ã¼bermittelt werde. Ein unternehmerisches Risiko liege darin, dass eine
PauschalvergÃ¼tung pro Einsatz erfolge, unabhÃ¤ngig davon, wie lange der Einsatz
dauere, ferner darin, dass keine Garantie auf einen Mindestumsatz bestanden habe.
Auch sei die QualitÃ¤t der Arbeit wichtig gewesen fÃ¼r die weitere Beauftragung,
was typisch fÃ¼r einen SelbstÃ¤ndigen sei. Der Einsatz eigenen Kapitals sei fÃ¼r
Flugbegleiter im vorliegenden Fall von untergeordneter Bedeutung, ein hoher
Betriebsmitteleinsatz sei nicht erforderlich. Soweit die Uniformen von der KlÃ¤gerin
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gestellt worden seien, kÃ¶nne hierin kein Kriterium fÃ¼r die Abgrenzung zwischen
SelbstÃ¤ndigkeit und nichtselbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit gesehen werden. FÃ¼r die
KlÃ¤gerin sei aus geschÃ¤ftlichen GrÃ¼nden, wie auch zum Zwecke der
ReprÃ¤sentation, ein einheitliches Erscheinungsbild ihrer Flugbegleiterinnen
erforderlich gewesen. Nachdem diese Uniformen selbst auf dem freien Markt nicht
verfÃ¼gbar gewesen seien, sei die Beschaffung dieser durch die Flugbegleiterinnen
selbst nicht in Betracht gekommen. Verwiesen werde auch auf die sog. Freelancer-
Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 28.05.2008 (Az. B 12 KR 13/07 R
). Hilfsweise wurde ausgefÃ¼hrt, dass auch die Berechnung falsch sei. Eine
PrÃ¼fung der Ã�berschreitung der Beitragsbemessungsgrenzen bei der Berechnung
des Schadens sei unterblieben und fÃ¼r eine exakte Berechnung seien weitere
ArbeitsverhÃ¤ltnisse und die hieraus resultierenden Einkommen festzustellen.

Das Strafverfahren wegen Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt (Â§
266a Strafgesetzbuch) gegen den (frÃ¼heren) GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Zeugen L.
wurde gegen Zahlung einer GeldbuÃ�e von 16.000 EUR gemÃ¤Ã� Â§ 153a
Strafprozessordnung eingestellt.

Die Beklagte vertrat die Ansicht, dass eine BerÃ¼cksichtigung von
MehrfachbeschÃ¤ftigungen und ein etwaiges Ã�berschreiten der
Beitragsbemessungsgrenzen im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung von ihr nicht zu
berÃ¼cksichtigen sei. Um eine anteilige Erstattung der bereits gezahlten BeitrÃ¤ge
mÃ¼sse sich die KlÃ¤gerin im Nachgang zu diesem Verfahren selbst kÃ¼mmern.

Das Teilanerkenntnis der Beklagten vom 22.01.2016 nahm die KlÃ¤gerin an. Mit
AusfÃ¼hrungsbescheid vom 10.02.2016 reduzierte die Beklagte die Forderung um
die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge sowie die BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 2007 auf 86.437,51
Euro.

Mit Urteil vom 13.05.2016 hob das Sozialgericht den angefochtenen Bescheid
insoweit auf, als bei der Beigeladenen zu 4) bei der Berechnung der BeitrÃ¤ge zur
Kranken- und Pflegeversicherung die MehrfachbeschÃ¤ftigung nicht
berÃ¼cksichtigt worden sei. Im Ã�brigen wies es die Klage ab. FÃ¼r das Vorliegen
einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung spreche, dass in der Stellenbeschreibung, auf
die die schriftlichen VertrÃ¤ge Bezug nehmen, detailliert aufgefÃ¼hrt sei, welche
Aufgaben die Flugbetreuerin zu Ã¼bernehmen habe. Die Stellenbeschreibung gebe
dabei bezÃ¼glich Catering und Betreuung der FluggÃ¤ste einen Rahmen vor und
nenne auch, was mit der KlÃ¤gerin insoweit abzusprechen sei (z.B. Menge, Art und
Lieferant der Cateringbestellung). Geregelt werde auch, dass die Flugbegleiterin
eine bestimmte Zeit vor dem Abflug am Flughafen zu sein habe, und vieles mehr. In
den schriftlichen VertrÃ¤gen sei geregelt, dass die Flugbegleiterin der
Verantwortlichkeit des KapitÃ¤ns unterstehe, im Verhinderungsfall dem First Officer.
Damit lÃ¤gen durchaus Weisungen vor, wobei sich solche in Form detaillierter
Arbeitsanweisungen auch schon aus der Stellenbeschreibung ergeben wÃ¼rden.
Die Flugbegleiterinnen seien auch in den Betrieb der KlÃ¤gerin eingegliedert. Der
Betrieb der KlÃ¤gerin bestehe dabei gerade in der BefÃ¶rderung von FluggÃ¤sten.
Ihrem Arbeitseinsatz stÃ¼nden auch keine echten unternehmerischen Chancen
gegenÃ¼ber, zumal die Flugbegleiterinnen verpflichtet seien, ihre Arbeit
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hÃ¶chstpersÃ¶nlich zu erbringen. Dass die Bezahlung nach TagessÃ¤tzen und nicht
nach Stunden erfolge, stelle demgegenÃ¼ber kein echtes wirtschaftliches Risiko
dar, da die Bezahlung der Arbeit der Flugbegleiterinnen damit gewÃ¤hrleistet sei.
Dass keine Pflicht zur Annahme eines bestimmten Termins bestehe, ergebe sich,
wie bei anderen AbrufarbeitsverhÃ¤ltnissen auch aus der Natur der Sache. Auch
dass kein Anspruch auf einen bestimmten Mindesteinsatz bestehe, sei
unschÃ¤dlich. Die jeweilige Flugbegleiterin habe kein eigenes Kapital eingesetzt,
mache keine Werbung, investiere allein ihre Arbeitskraft, und auch die Uniformen
wÃ¼rden von der KlÃ¤gerin gestellt, um ein einheitliches Erscheinungsbild der
Flugbegleiterinnen zu gewÃ¤hrleisten. Es wÃ¼rden nach alldem die Indizien fÃ¼r
die Annahme eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses Ã¼berwiegen.
Soweit die Beklagte sich weigere, die MehrfachbeschÃ¤ftigung zu
berÃ¼cksichtigten, die bei der Beigeladenen zu 4) zum Ã�berschreiten der
Beitragsbemessungsgrenzen in der Kranken- und Pflegeversicherung fÃ¼hre, sei
der Klage stattzugeben. Die Beigeladene zu 4) habe in etwa zehn Monaten in den
Jahren 2008 bis 2011 die Beitragsbemessungsgrenze in der Kranken- und
Pflegeversicherung Ã¼berschritten, wenn man ihre EinkÃ¼nfte bei der L. und
diejenigen, die sie bei der KlÃ¤gerin erzielt habe, zusammenrechne. Insoweit habe
die Beklagte eine Korrektur der Beitragsberechnung bezÃ¼glich der fÃ¼r die
Beigeladene zu 4) geforderten BeitrÃ¤ge vorzunehmen, bezogen auf diejenigen
Monate, in welchen es zu einem Ã�berschreiten der Beitragsbemessungsgrenze
kÃ¤me. Soweit die Beklagte sich darauf berufe, MehrfachbeschÃ¤ftigungen
mÃ¼ssten im Rahmen von BetriebsprÃ¼fungen nicht berÃ¼cksichtigt werden,
finde sich fÃ¼r ein solches zweistufiges Verfahren, wonach erst im Rahmen einer
BetriebsprÃ¼fung sehenden Auges zu hohe BeitrÃ¤ge gefordert werden dÃ¼rften
und der Arbeitgeber sich dann in einem zweiten Schritt an die Einzugsstelle wenden
mÃ¼sse, die dann den Ã¼berhÃ¶hten Teil der Beitragsforderung wieder
zurÃ¼ckzuzahlen hÃ¤tte, keine gesetzliche Grundlage. Soweit die Beklagte
PflegezuschlÃ¤ge fÃ¼r Kinderlose auch fÃ¼r die Beigeladenen zu 4) und 7)
gefordert habe, seien die angefochtenen Bescheide nicht zu beanstanden, da Â§ 55
Abs. 3 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI) diesen Zuschlag erst ab dem
Folgemonat nach Vorlage eines Nachweises Ã¼ber die Elterneigenschaft bei der
beitragsabfÃ¼hrenden Stelle, hier also bei der KlÃ¤gerin, entfallen lasse. Da
vorliegend aber keine Lohnunterlagen bei der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrt worden seien,
weil diese von einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit der Flugbegleiterinnen ausgegangen
sei, und auch sonst nicht vorgetragen worden sei und auch keine Anhaltspunkte
dafÃ¼r ersichtlich seien, dass die Elterneigenschaft der Beigeladenen zu 4) und 7)
der KlÃ¤gerin bereits aus anderen GrÃ¼nden bekannt gewesen sei, habe die
Beklagte zu Recht die PflegezuschlÃ¤ge fÃ¼r Kinderlose auch fÃ¼r die
Beigeladenen zu 4) und 7) erhoben. Auch die Beigeladene zu 6) habe im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum dem deutschen Sozialversicherungsrecht
unterlegen. MaÃ�gebend fÃ¼r diese Beurteilung sei die VO (EG) 1408/71. Auf die
AusfÃ¼hrungen im gerichtlichen Schreiben vom 08.02.2016 und die nÃ¤heren
AusfÃ¼hrungen der Beigeladenen zu 8) im Schriftsatz vom 04.02.2016 werde
insoweit Bezug genommen.

Gegen das der KlÃ¤gerin am 24.05.2016 und der Beklagten am 20.05.2016
zugestellte Urteil haben beide am 07.06.2019 sowie am 13.06.2019 Berufung zum
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Bayerischen Landessozialgericht eingelegt.

Die KlÃ¤gerin hat die Auffassung vertreten, dass sie keine
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge nachentrichten mÃ¼sse, weil die CdC als
selbstÃ¤ndig TÃ¤tige zu qualifizieren seien und begrÃ¼ndet dies im Wesentlichen
mit dem im Klageverfahren vorgebrachten Argumenten. In der GesamtabwÃ¤gung
wÃ¼rden die Argumente, die fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprÃ¤chen
Ã¼berwiegen. Die KlÃ¤gerin betont, dass ein Weisungsrecht nicht bestanden habe.
Der Ablauf der Betreuung der GÃ¤ste sei von der KlÃ¤gerin nicht vorgegeben
worden. Die CdC hÃ¤tten trotz gewisser Rahmenvorgaben (Betreuung der GÃ¤ste,
AusrÃ¤umen des Fliegers von gebrauchtem Geschirr, etc.) vÃ¶llig eigenstÃ¤ndig
entschieden, welche GetrÃ¤nke und Speisen sie servierten und auf welche Art und
Weise sie den Flug fÃ¼r die GÃ¤ste so angenehm wie mÃ¶glich gestalteten. Die
Vorgabe die Kunden zufriedenzustellen, sei keine inhaltliche Weisung, sondern im
Dienstleistungsgewerbe eine SelbstverstÃ¤ndlichkeit. Es fehle an einem
Vorgesetzten, der Einzelanordnungen erteile. Eine Eingliederung sei nicht erfolgt.
Das gemeinsame Proceeden stelle keine Eingliederung dar. Eine Verpflichtung
hierzu habe nicht bestanden. Die CdC der KlÃ¤gerin hÃ¤tten keine mehrwÃ¶chige
Ausbildung fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit durchlaufen mÃ¼ssen. Gleiches gelte fÃ¼r
regelmÃ¤Ã�ige Schulungen der Crew. Ein Unternehmerrisiko ergebe sich aus der
PauschalvergÃ¼tung, da der umgerechnete Stundenlohn unterschiedlich hoch
ausfalle. Die VergÃ¼tung sei jeweils individuell ausgehandelt worden. Es hÃ¤tte
keine Regelungen fÃ¼r Urlaub, Krankheit etc. bestanden. Ebenso sei der Parteiwille
beachtlich. Die administrative Abwicklung (Rechnungsstellung, steuerliche
Behandlung) fÃ¼hre zu einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Zur Berufung der
Beklagten hat die KlÃ¤gerin auf den Amtsermittlungsgrundsatz hingewiesen.

Die Beklagte hat sich mit der Berufung gegen die Stattgabe der Klage hinsichtlich
des vorzunehmenden Beitragsausgleichs nach Â§ 22 Abs. 2 Sozialgesetzbuch
Viertes Buch (SGB IV) wegen MehrfachbeschÃ¤ftigung der Beigeladenen zu 4)
gewendet. Das Sozialgericht habe rechtsfehlerhaft entschieden, dass die Beklagte
eine Korrektur der Beitragsberechnung bezÃ¼glich der Beigeladenen zu 4)
vorzunehmen habe, soweit es zu einem Ã�berschreiten der
Beitragsbemessungsgrenze gekommen sei. Der RentenversicherungstrÃ¤ger sei im
Rahmen der BetriebsprÃ¼fung aufgrund der Vorlage- und Auskunftspflicht des zu
prÃ¼fenden Arbeitgebers zur PrÃ¼fung der BeitragsansprÃ¼che allein aufgrund
der VerhÃ¤ltnisse in diesem Betrieb berufen. Nur dieses PrÃ¼fergebnis halte er in
einem Bescheid fest. Die BeitragsansprÃ¼che nach Â§ 22 Abs. 1 SGB IV
bestÃ¼nden, sobald die erforderlichen Voraussetzungen hierfÃ¼r vorlÃ¤gen.
Beitragspflichtig wÃ¼rden dabei alle Einnahmen aus aus jeder BeschÃ¤ftigung bzw.
den sonstigen VersicherungsverhÃ¤ltnissen bis zur jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze. Der Beitragsausgleich nach Â§ 22 Abs. 2 SGB IV erfolge
regelmÃ¤Ã�ig erst nachdem aus jeder BeschÃ¤ftigung bzw. den sonstigen
VersicherungsverhÃ¤ltnissen die BeitrÃ¤ge bis zur jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze gezahlt worden seien. Dies sei allein Aufgabe der
Einzugsstelle, da nur sie die gesamten VersicherungsverhÃ¤ltnisse ihres Mitglieds
nach Â§Â§ 173 ff Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) Ã¼berwachen kÃ¶nne,
wÃ¤hrend der RentenversicherungstrÃ¤ger nur dem aktuell geprÃ¼ften
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Arbeitgeber eine Auskunfts- und Vorlageverpflichtung auferlegen kÃ¶nne.
AuskunftsansprÃ¼che gegen weitere mÃ¶gliche Arbeitgeber habe er nicht. Die
Herausgabeverpflichtung sei durch den Sozialdatenschutz ausgeschlossen. Nur die
Einzugsstellen hÃ¤tten das Recht, Ermittlungen bei allen Arbeitgebern ihres
Mitglieds durchzufÃ¼hren. Die Projektgruppe BeitragsÃ¼berwachung habe sich
bereits in der Sitzung 3/2002/TOP 6 mit der Frage befasst, ob der
RentenversicherungstrÃ¤ger im Rahmen der Erteilung des Bescheids nach Â§ 28p
Abs. 1 S. 5 SGB IV die Voraussetzungen des Â§ 22 Abs. 2 SGB IV prÃ¼fen muss. Sie
habe hierzu beschlossen: "Wird bei einer BetriebsprÃ¼fung erkennbar, dass Â§ 22
Abs. 2 SGB IV anzuwenden ist, sind die BeitrÃ¤ge nicht nachzuberechnen. Der
RentenversicherungstrÃ¤ger stellt hierfÃ¼r der Einzugsstelle die anlÃ¤sslich der
BetriebsprÃ¼fung festgestellten Erkenntnisse zur VerfÃ¼gung. Soweit BeitrÃ¤ge
aus versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen mit BeitrÃ¤gen nach 
Â§ 212 SGB VI zusammentreffen, erfolgt der Beitragsausgleich in Zusammenarbeit
der Einzugsstelle mit dem nach Â§ 126ff SGB VI kontofÃ¼hrenden
RentenversicherungstrÃ¤ger." Im Rahmen der Besprechung der Spitzenorganisation
der Sozialversicherung Ã¼ber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am
18./19.11.2002 habe der Verband der RentenversicherungstrÃ¤ger mit den
SpitzenverbÃ¤nden der Krankenkassen und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit das
Beratungsergebnis der Projektgruppe erÃ¶rtert. Die SpitzenverbÃ¤nde der
Krankenkassen hÃ¤tten den Vorschlag der Projektgruppe wegen des damit fÃ¼r die
Krankenkassen entstehenden erheblichen Aufwandes abgelehnt. Die
Besprechungsteilnehmer hÃ¤tten sich deshalb auf folgende Vorgehensweise
verstÃ¤ndigt: "Der RentenversicherungstrÃ¤ger hat im Rahmen der PrÃ¼fung nach 
Â§ 28p Abs. 1 SGB IV BeitrÃ¤ge ohne RÃ¼cksicht auf eine etwaige Anwendung des 
Â§ 22 Abs. 2 SGB IV erhoben. Er teilte dem geprÃ¼ften Arbeitgeber mit, dass ein
etwaiger Beitragsausgleich auf Antrag von der zustÃ¤ndigen Einzugsstelle
durchgefÃ¼hrt wird. Eine Benachrichtigung des "anderen" Arbeitgebers durch den
RentenversicherungstrÃ¤ger wurde als nicht erforderlich angesehen, da diese durch
die Einzugsstelle veranlasst wurde." Hinsichtlich der Berufung der KlÃ¤gerin hÃ¤lt
die Beklagte das Urteil des Sozialgerichts insoweit fÃ¼r zutreffend.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung haben die befragten CdC, die Beigeladenen zu 2)
und 4) bis 7), und der Zeuge M. Ã¼bereinstimmend erklÃ¤rt, dass bei einer
Verhinderung einer CdC der Ersatz von OPS organisiert wurde. Die CdC selbst haben
sich nicht darum gekÃ¼mmert. Weiter wurde ein fÃ¼r das Proceeding
erforderlicher Mietwagen oder ein erforderliches Bahn-/Flugticket durch den
Flugbetriebsleiter, ein Mitarbeiter der KlÃ¤gerin, genehmigt. Der Zeuge M. hat
weiter ausgesagt, dass bei der Abrechnung der CdC die Reisekostenrichtlinie der
KlÃ¤gerin zur Anwendung gekommen sei.

Nach Aufforderung durch den Senat hat die Beklagte errechnet, dass unter
Anwendung des Â§ 22 Abs. 2 SGB IV sich die Beitragsforderung fÃ¼r die
Beigeladene zu 4) um 636,36 EUR reduzieren wÃ¼rde. Der Senat hat darauf
hingewiesen, dass die Berufung der Beklagten unzulÃ¤ssig sei, weil der Wert der
Beschwer nicht erreicht werde. Die Beklagte hat hierzu erwidert, dass sich der Wert
der Beschwer der Beklagten nach der HÃ¶he des Auffangstreitwerts von 5000 EUR
bemesse und die Berufung daher zulÃ¤ssig sei. Hilfsweise hat die Beklagte
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beantragt, die mit Schriftsatz vom 13.06.2016 eingelegte Berufung in eine
Anschlussberufung umzudeuten.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt:
1. Das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 13.05.2016 wird abgeÃ¤ndert.
2. Der Bescheid vom 05.04.2013 in der Gestalt des Widerspruchbescheids vom
18.11.2013, geÃ¤ndert durch Bescheid vom 10.02.2016, wird aufgehoben.
3. Die (Anschluss-)Berufung der Beklagten wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat beantragt,
1. das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 13.05.2016 aufzuheben, insoweit
der Klage hinsichtlich des vorzunehmenden Beitragsausgleichs nach Â§ 22 Abs. 2
Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) wegen MehrfachbeschÃ¤ftigung der
Beigeladenen zu 4) stattgegeben wurde, und die Klage insoweit abzuweisen.
2. die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen, auf
die Verwaltungsakte der Beklagten und die beigezogene Akte der
Staatsanwaltschaft A-Stadt (Az. 509 Js 1012/13) Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig, die der Beklagten ist als sog.
unselbstÃ¤ndige Anschlussberufung zulÃ¤ssig. Die Berufungen wurden form- und
fristgerecht eingelegt (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Die Berufung der
Beklagten ist wie von der dieser hilfsweise beantragt als sogenannte
unselbstÃ¤ndige Anschlussberufung zu fÃ¼hren. Als eigenstÃ¤ndige Berufung ist
sie unzulÃ¤ssig, weil der Wert der Beschwer von 750 EUR nicht erreicht wird (Â§Â§
143, 144 SGG). Es ist nicht auf den Auffangstreitwert in HÃ¶he von 5000 EUR zur
Bestimmung des Werts der Beschwer abzustellen, sondern auf den wertmÃ¤Ã�ig
ermittelten Betrag von rund 636 EUR. FÃ¼r die Anschlussberufung ist nicht
erforderlich, dass diese selbst zulÃ¤ssig ist. Eine Verwerfung der eigenstÃ¤ndigen
Berufung der Beklagten als unzulÃ¤ssig hat nicht zu erfolgen (Reichhold in
Thomas/Putzo, ZPO, 37. Aufl. 2016, Â§ 524 Rn. 1; Leitherer in Mayer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 143 Rn. 5b). Die Berufung
und die Anschlussberufung sind nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Recht
entschieden, dass die Beigeladenen zu 1) bis 7) bei der KlÃ¤gerin als CdC
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt waren, deshalb der Sozialversicherungspflicht unterlagen
und die KlÃ¤gerin hierfÃ¼r SozialversicherungsbeitrÃ¤ge entrichten muss. Weiter
hat das Sozialgericht zu Recht die Beitragsforderung um den Teil der Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge reduziert, die auf die Beigeladene zu 4) aufgrund
einer MehrfachbeschÃ¤ftigung entfallen. Der Senat sieht von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab, weil er die Berufung aus den GrÃ¼nden
der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckweist (Â§ 153 Abs. 2
SGG).

Soweit im Berufungsverfahren neue Argumente vorgetragen bzw. Argumente
besonders hervorgehoben worden sind, weist der Senat zur Berufung der KlÃ¤gerin
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auf Folgendes hin:

Die CdC waren nach Ã�berzeugung des Senats abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Im Rahmen
der vorzunehmenden GesamtabwÃ¤gung zwischen Merkmalen die fÃ¼r eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung sprechen und solchen, die fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit sprechen, Ã¼berwiegen sehr deutlich die Merkmale einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung. Dies hat die AnhÃ¶rung der Beigeladenen zu 2) und 4) bis 7), des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers und der Personalleiterin der KlÃ¤gerin und die Einvernahme
der beiden Zeugen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung bestÃ¤tigt. Insbesondere
haben die Angaben aller Beteiligten â�� im Einklang mit den VertrÃ¤gen â��
ergeben, dass die Auftragsabwicklung zwischen der KlÃ¤gerin und den
Beigeladenen zu 1) bis 7) identisch verlief. Ausgangspunkt der Betrachtung sind
zunÃ¤chst die zwischen der KlÃ¤gerin und den Beigeladenen zu 1) bis 7)
geschlossenen VertrÃ¤ge. Die getroffenen Vereinbarung â�� die nach den
Feststellung des Senats im Wesentlichen auch so gelebt wurden â�� sprechen
eindeutig fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung, da die CdC der Verantwortlichkeit
des KapitÃ¤ns bzw. First Officers untersteht, bei einem eigenen Proceeden (ohne
die restliche Crew) der Mietwagen/das Bahnticket/das Flugticket nur nach
vorheriger Genehmigung durch einen Mitarbeiter der KlÃ¤gerin Ã¼bernommen
wurde, die interne Reisekostenrichtlinie Anwendung findet und die Arbeitsleistung
hÃ¶chstpersÃ¶nlich geschuldet ist. Die Angaben der KlÃ¤gerin im Verfahren sind
insoweit falsch und wurden insbesondere durch die Angaben der Beigeladenen in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung und des Zeugen M. widerlegt. Bei einer
Verhinderung teilte die CdC dies lediglich mit; um einen Ersatz kÃ¼mmerte sich
OPS. Dies leuchtet auch mit Blick auf die luftsicherheitsrechtlichen Notwendigkeiten
ein. Die Aufgabe ist in der Vereinbarung nur grob umrissen (Betreuung von
FluggÃ¤sten im nationalen und internationalen Flugverkehr) und die Details sind in
einer "Arbeitsplatzbeschreibung" aufgelistet. Die Arbeitsplatz- bzw.
Stellenbeschreibung entspricht dem, was in ArbeitsvertrÃ¤gen Ã¼blich ist. Dort
wird die Aufgabe detailliert geregelt, der direkte Vorgesetzte benannt sowie die
weiteren Personen, die fachliche Anweisungen erteilen kÃ¶nnen. Weiter ist
vorgegeben, welche TÃ¤tigkeiten in Absprache mit Mitarbeitern der KlÃ¤gerin zu
erfolgen haben (z.B. Cateringbestellung). Das von der CdC an den Tag zu legende
Verhalten wird genau vorgegeben. Die CdC schuldete gerade nicht nur, dem
Kundenwunsch zu entsprechen. Wie dies zu geschehen hatte, war genau
vorgeschrieben. Weiter waren die CdC weisungsgebunden, in die organisatorischen
AblÃ¤ufe der KlÃ¤gerin eingegliedert und sie trugen kein Unternehmerrisiko. Die
CdC unterlagen fachlichen Weisungen. Richtig ist zunÃ¤chst, dass die CdC in der
Annahme eines einzelnen Auftrags frei waren. Allerdings hatten die CdC mit der
"Vereinbarung Ã¼ber den Einsatz als CdC" einen Rahmenvertrag geschlossen und
sich damit verpflichtet nach vorheriger Terminabsprache FluggÃ¤ste der KlÃ¤gerin
zu betreuen. Bei Annahme eines Auftrags war die CdC an die Vorgaben der
KlÃ¤gerin gebunden und musste Weisungen von Mitarbeitern der KlÃ¤gerin folgen.
Die Aufgabenbeschreibung war im Bereich Service so detailliert vorgegeben, dass
kaum ein Freiraum verblieb bei der AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit. Dass die CdC die
Kabine nach eigener Vorstellung dekorieren konnte und bei der Reihenfolge der
Bewirtung an Board oder der Gestaltung des Service frei war, ist von nur
untergeordneter Bedeutung. Insoweit ist noch zu beachten, dass sie verpflichtet
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war, die KundenwÃ¼nsche â�� die ihr zu Beginn der TÃ¤tigkeit von der KlÃ¤gerin
bzw. vor jedem Flug in einer finalen E-Mail mitgeteilt wurden â�� zu beachten hatte.
Mithin war die CdC selbst bei der behaupteten freien Gestaltung nicht "frei". Die
Vorgabe den KundenwÃ¼nschen zu entsprechen und dabei nicht aufdringlich zu
sein sowie elegant gekleidet, ist eine inhaltliche Weisung.

Die CdC waren in die betrieblichen AblÃ¤ufe der KlÃ¤gerin eingegliedert. Sie
arbeiteten mit anderen Mitarbeitern (insbesondere OPS und Flugbetriebsleiter) und
Partnern der KlÃ¤gerin (KapitÃ¤n, First Officer, Handling) zusammen und waren Teil
der Flugorganisation und FlugdurchfÃ¼hrung der KlÃ¤gerin. Sie nutzten die
Infrastruktur der KlÃ¤gerin (Caterer/Metzger mit direkter Rechnungsstellung an die
KlÃ¤gerin, Hotel-/Mietwagenbuchung Ã¼ber die KlÃ¤gerin, Nutzung der KÃ¼che
und sonstigen Infrastruktur an Board, teilweise Abrechnungsformulare). Die
Uniform, welche in einer internen Flugbetriebsordnung der KlÃ¤gerin festgelegt war,
wurde kostenlos gestellt; es wurden Dienstausweise zur VerfÃ¼gung gestellt. Auch
erfolgte die Abrechnung der CdC nicht mit den Kunden direkt, sondern der Kunde
rechnete das inklusive Servicekraft gebuchte Flugzeug mit der KlÃ¤gerin ab. Ein
weiterer Aspekt der Eingliederung ist das gemeinsame Proceeden. Ohne die von der
KlÃ¤gerin vorgehaltenen Betriebsmittel, Organisation und den Kundenstamm wÃ¤re
die TÃ¤tigkeit der CdC nicht mÃ¶glich gewesen.

Die CdC trugen kein Unternehmerrisiko. Sie setzten ihre Arbeitskraft nicht mit der
Gefahr des Verlustes ein. Eine echte Gewinnchance durch einen eigenen
Gestaltungsspielraum hatten die CdC nicht. Die Preise waren vorgegeben worden.
Die CdC erhielten bis auf eine kleine Abweichung bei der Beigeladenen zu 6)
identische VergÃ¼tungen. Soweit die KlÃ¤gerin darauf abstellt, dass in der
PauschalvergÃ¼tung das unternehmerische Risiko lÃ¤ge, teilt der Senat diese
Auffassung nicht. Zwar war die Einsatzdauer unterschiedlich, so dass der
umgerechnete Stundensatz variieren konnte. Jedoch wussten die CdC vor Zusage
einer Flugbegleitung, welcher zeitliche Umfang sie erwarten wÃ¼rde und damit
auch, fÃ¼r welchen "Preis" sie arbeiten wÃ¼rde. Das Risiko der unterschiedlichen
StundenvergÃ¼tung trugen die CdC, ohne durch eigenes unternehmerisches
Geschick, eine echte unternehmerische Chance auf einen hÃ¶heren Verdienst zu
haben. SchlieÃ�lich handelt es sich nicht um eine echte Pauschale, die die CdC
anhand einer eigenen Kostenanalyse vorgeschlagen haben. Die Erstattung von
weiteren Spesen oder AufwÃ¤nden neben der Pauschale spricht ebenfalls gegen ein
unternehmerisches Risiko. Eigenes Kapital in Form eigener Betriebsmittel mit
Verlustgefahr kam nicht zum Einsatz. Das Vorhalten und die Nutzung eines
heimischen BÃ¼ro-/PC-Arbeitsplatz mit einer dem alltÃ¤glichen Gebrauch
entsprechenden Ausstattung fÃ¤llt nicht ins Gewicht bzw. ist nicht als Einsatz von
Betriebsmitteln zu werten, weil eine eigene Telefonanlage bzw. ein eigenes
Mobiltelefon und ein eigener PC mit Internet-/E-Mail-Anschluss der allgemeinen
LebensfÃ¼hrung dienen und auch von Arbeitnehmern auf eigene Kosten
vorgehalten werden (vgl. BSG, Urteil vom 30. Oktober 2013, B 12 KR 17/11 R, Rn.
38 zitiert nach juris). Auch fehlende Regelungen zu Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall oder Urlaubsanspruch oder â�� entgelt sprechen nur vordergrÃ¼ndig
fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Denn die Ã�berbÃ¼rdung von sozialen Risiken,
abweichend von der das Arbeitsrecht prÃ¤genden Risikoverteilung, ist nur dann ein
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gewichtiges Indiz fÃ¼r unternehmerisches Handeln, wenn damit auch tatsÃ¤chlich
Chancen einer Einkommenserzielung verbunden sind. Notwendig ist eine
Erweiterung der unternehmerischen MÃ¶glichkeiten, welche hier fehlt (vgl. BSG,
Urteil vom 11.03.2009, Az. B 12 KR 21/07 R; Landessozialgericht NRW, Urteil vom
02.07.2014, Az. L 8 R 368/12). Aus der sog. Freelancer-Entscheidung des BSG (Urteil
vom 28.05.2008, B 12 KR 13/07 R) ergibt sich keine andere Bewertung. Die CdC
sind nicht mit Piloten vergleichbar, insbesondere liegt bei ihnen kein
unternehmerisches Risiko in Form der Gefahr des Verlusts einer Lizenz vor. Bei der
Ausbildung zur Flugbegleiterin handelt es sich nicht um einen anerkannten
Ausbildungsberuf. Die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit ist nicht an die Anzahl der
Flugstunden oder Ã¤hnliches geknÃ¼pft. Zudem hatten die CdC â�� anders als vom
BSG fÃ¼r Piloten entschiedenen â�� ein Ã¼berwiegendes wirtschaftliches Interesse
an der TÃ¤tigkeit.

Zur Anschlussberufung der Beklagten weist der Senat daraufhin, dass das
PrÃ¼frecht der Rentenversicherung bei einer BetriebsprÃ¼fung umfassend ist und
PrÃ¼fgegenstand alle Fragen der Versicherungs- und Beitragspflicht, der
BeitragshÃ¶he und Beitragsberechnung sind (vgl. Roos in von Wulffen/SchÃ¼tze,
SGB X, 8. Aufl. 2014, Â§ 98 Rn. 12). Auch die nunmehr im Berufungsverfahren
gemachten detaillierten Angaben zur Historie der Anwendung des Â§ 22 Abs. 4 SGB
IV rechtfertigen keine andere Beurteilung. Das Sozialgericht hat zu Recht den
Bescheid insoweit aufgehoben, als die MehrfachbeschÃ¤ftigung der Beigeladenen
zu 4) bei der L. sowie bei der KlÃ¤gerin bei der Beitragsberechnung nicht
berÃ¼cksichtigt wurde und dies zu einer Reduzierung der Beitragsforderung von
636,36 EUR fÃ¼hrt. Der im streitigen Zeitraum gÃ¼ltigen Vorschrift des Â§ 22 Abs.
2 S. 1 SGB IV in den Fassungen vom 23.01.2006, 21.12.2008 und 12.01.2009 ist
weder ihrem Wortlaut noch ihrer Stellung im Gesetz zu entnehmen, dass sie auf
eine Anwendung durch die Einzugsstelle beschrÃ¤nkt ist. Die BeitrÃ¤ge werden als
Gesamtsozialversicherungsbeitrag von den Arbeitgebern geschuldet (Â§ 28d SGB IV
). Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Einzugsstelle zu zahlen (Â§ 28h, 
28i SGB IV). Nach Â§ 28h Abs. 2 SGB IV entscheidet die Einzugsstelle Ã¼ber die
Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege-,
Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitslosenversicherung; sie erlÃ¤sst
auch den Widerspruchsbescheid. DemgegenÃ¼ber regelt Â§ 28p SGB IV, dass die
TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den Arbeitgebern prÃ¼fen, ob diese ihre
Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die im
Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen,
ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen; sie prÃ¼fen insbesondere die Richtigkeit der
Beitragszahlung und der Meldungen alle vier Jahre. Die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung erlassen im Rahmen der PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege-,
Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitslosenversicherung
einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern; Â§ 28h
Abs. 2 SGB IV sowie Â§ 93 iVm Â§ 89 Abs. 5 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X)
gelten insoweit nicht (vgl. Â§ 28p Abs. 1 S. 5, 2. Halbsatz SGB IV). Â§ 28h Abs. 2
SGB IV und Â§ 28p Abs. 1 S. 5 SGB IV regeln inhaltsgleich den PrÃ¼fungsumfang
(Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he) und den Erlass von
Widerspruchsbescheiden gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber. FÃ¼r den Fall der
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BetriebsprÃ¼fung ist nach Â§ 28p Abs. 1 S. 5, 2. Halbsatz SGB IV die ZustÃ¤ndigkeit
der Einzugsstelle ausgeschlossen. Das Einzugsstellenverfahren nach Â§ 28h Abs. 2
S. 1 SGB IV und das BetriebsprÃ¼fungsverfahren nach Â§ 28p Abs. 1 S. 5 SGB IV
haben den gleichen Inhalt und sind rechtlich gleichwertig (vgl. BSG, Urteil vom
04.09.2018, B 12 KR 11/17 R, Rn. 12 zitiert nach juris). Daraus folgt, dass der
PrÃ¼fungsumfang und die anzuwendenden Vorschriften gleichwertig sind. Dem
Wortlaut des Gesetzes ist gerade nicht zu entnehmen, dass die Einzugsstellen Â§ 22
Abs. 2 S. 1 SGB IV anzuwenden haben, die Rentenversicherung demgegenÃ¼ber
nicht.

Auch Sinn und Zweck des Gesetzes in den maÃ�geblichen Fassungen sprechen
fÃ¼r eine Anwendung von Â§ 22 Abs. 2 S. 1 SGB IV durch die Beklagte im Falle
einer BetriebsprÃ¼fung. FÃ¼r den geprÃ¼ften Betrieb sollen eine korrekte
sozialversicherungsrechtliche Einordnung der BeschÃ¤ftigten sowie eine
rechtmÃ¤Ã�ige Beitragserhebung erfolgen. Insoweit widerspricht es dem
Gesetzeszweck "sehenden Auges" einen falschen Bescheid zu erlassen, diesen ggf.
im Instanzenzug rechtskrÃ¤ftig werden zu lassen und den Arbeitgeber danach auf
ein Verfahren bei der Einzugsstelle zu verweisen, um die rechtskrÃ¤ftig festgestellte
Beitragsnachforderung wieder zu korrigieren. Weiter steht der Geltendmachung des
Anspruchs der Einwand der unzulÃ¤ssigen RechtsausÃ¼bung entgegen. Die
Beklagte erhebt BeitrÃ¤ge fÃ¼r einen zu prÃ¼fenden Sachverhalt in Kenntnis der
Tatsache nach, dass die KlÃ¤gerin diese BeitrÃ¤ge von der Einzugsstelle fÃ¼r
denselben Sachverhalt wiedererstattet bekommt (vgl. Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 16.11.206, L 2 R 579/16, Rn. 211 zitiert nach
juris; BSG, Urteil vom 01.03.1963, 2 RU 152/60, Rn. 20 zitiert nach juris).

Eine zu schlieÃ�ende RegelungslÃ¼cke â�� im Sinne einer Ausnahme â�� ist
ebenfalls nicht erkennbar. Erst zum 01.01.2015 wurde Â§ 26 Abs. 4 SGB IV, der
ausdrÃ¼cklich eine Erstattungsregelung fÃ¼r Â§ 22 SGB IV vorsieht, eingefÃ¼hrt.
Danach hat die Einzugsstelle in den FÃ¤llen, in denen eine MehrfachbeschÃ¤ftigung
vorliegt und nicht auszuschlieÃ�en ist, dass die Voraussetzungen des Â§ 22 Abs. 2
SGB IV vorliegen, nach Eingang der Entgeltmeldungen von Amts wegen die
Ermittlung einzuleiten, ob BeitrÃ¤ge zu Unrecht entrichtet wurden. Ein der
Beitragserhebung bei BetriebsprÃ¼fung nachgelagerter Mechanismus dieser Art
war vor dem 01.01.2015 nicht im Gesetz geregelt. Daher kann die Beklagte die
KlÃ¤gerin fÃ¼r vor dem 01.01.2015 liegende AbrechnungszeitrÃ¤ume nicht auf ein
nachgelagertes Verfahren bei der Einzugsstelle verweisen.
PraktikabilitÃ¤tsgrÃ¼nde sprechen ebenfalls nicht dafÃ¼r, dass die Beklagte bei
einer BetriebsprÃ¼fung davon befreit wÃ¤re Â§ 22 Abs. 4 SGB IV anzuwenden. Die
Regelung zu Auskunftspflichten der Beteiligten spricht zudem fÃ¼r die Anwendung
des Â§ 22 Abs. 2 SGB IV durch die Beklagte im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung
angefÃ¼hrt werden, weil die Beklagte in die Lage versetzt wird, vergleichbare
Ermittlungen anzustellen wie die Einzugsstelle. Richtig ist zwar, dass die Beklagte
eine PrÃ¼fung bei dem Arbeitgeber durchfÃ¼hrt, mithin dieser Arbeitgeber
mitwirken muss (Â§ 28p Abs. 5 SGB IV sowie Verordnung nach Â§ 28p Abs. 9 SGB IV
). Allerdings rÃ¤umt Â§ 98 SGB X der Beklagten ein umfassendes Recht auf
Auskunft bei Arbeitgebern ein, das durch die Regelungen nach Â§ 28p SGB IV
verschÃ¤rft wird, mithin aber daneben anwendbar ist. Das Auskunftsrecht der
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Einzugsstelle wird in FÃ¤llen der BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 98 Abs. 1a SGB X
demgegenÃ¼ber eingeschrÃ¤nkt. Die Auskunftspflicht wegen der Entrichtung von
BeitrÃ¤gen ist nicht durch Â§ 98 Abs. 2 SGB X begrenzt. Die Beklagte kann daher
bei Arbeitgebern wegen der Beitragsentrichtung Auskunft verlangen. Damit
korrespondiert die Pflicht von BeschÃ¤ftigten nach Â§ 28o SGB IV gegenÃ¼ber
SozialversicherungstrÃ¤gern auf Verlangen Auskunft zu erteilen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG, Â§ 154 Abs. 2 VwGO. Das
Sozialgericht hatte bereits eine Kostenteilung ausgeurteilt und dabei insbesondere
das angenommene Teilanerkenntnis berÃ¼cksichtigt. SummenmÃ¤Ã�ig fÃ¤llt die
Anschlussberufung der Beklagten nicht ins Gewicht. Die Kosten der zulÃ¤ssigen
unselbstÃ¤ndigen Anschlussberufung treffen grundsÃ¤tzlich den
RechtsmittelklÃ¤ger (vgl. Reichhold in Thomas/Putzo, ZPO, 37. Aufl. 2016, Â§ 516
Rn. 10f).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Ziff. 1 und 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 23.01.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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